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Sitzung vom 28. November 2022 
Kantonsratspräsident Born Rolf 

  
  

B 119 Sicherstellung der politischen Rechte in ausserordentlichen 

Situationen; Entwurf Änderung des Stimmrechtsgesetzes / Justiz- 

und Sicherheitsdepartement 

  
Für die Staatspolitische Kommission (SPK) spricht Kommissionspräsidentin 

Angela Lüthold. 
Angela Lüthold: Mit der Botschaft B 119 sollen das Stimmrechtsgesetz, das Gesetz über 

den Finanzhaushalt der Gemeinden (FHGG) und das Gesetz über die Korporationen 

dahingehend geändert werden, dass die politischen Rechte auch in Notsituationen 

fortwährend wahrgenommen werden können. In der Oktober‑Session 2022 hat unser Rat der 

Vorlage anlässlich der 1. Beratung mit 103 zu 0 Stimmen zugestimmt. Es wurden keine 

Änderungsanträge eingereicht. Die SPK hat an ihrer Sitzung vom 9. November 2022 die 

2. Beratung vorgenommen. Da keine neuen Erkenntnisse vorlagen, hat die Kommission der 

Vorlage einstimmig zugestimmt. Das Inkrafttreten wurde, wie in der Fassung der 

Redaktionskommission vorgesehen, auf den 1. März 2023 beschlossen. Ich bitte Sie, der 

SPK zu folgen. 
In der Schlussabstimmung stimmt der Rat der Änderung des Stimmrechtsgesetzes, wie 

sie aus der Beratung hervorgegangen ist, mit 99 zu 0 Stimmen zu. 
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